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Begründung: 
 
Mit E-Mail-Rundschreiben vom 14.12.2012 haben wir über das am 13.12.2012 verabschiede-
te Finanzausgleichsgesetz 2013/2014 informiert und zusätzlich die Auswirkungen des be-
schlossenen FAG in zwei Übersichten dargestellt. Eine wesentliche Änderung gegenüber dem 
ursprünglich in den Landtag eingebrachten Entwurf war der vorläufige Remanenzkostenan-
satz in Höhe von 30 %. Dies war auf das Urteil des Landesverfassungsgerichts vom 
09.10.2012 zurückzuführen, über das bereits in der 42. Sitzung des Haushalts- und Finanzaus-
schusses mündlich berichtet wurde. (Anmerkung: Eine ausführliche Auseinandersetzung mit 
dem Urteil erfolgte mit KNSA-Beiträgen Nr. 375/2012 und 402/2012 vom 22.10.2012)  
 
Erfahrung in der Umsetzung FAG 2013  
 
In der Ausschusssitzung am 30.05.2013 soll über die aktuellen Erfahrungen bei der Umset-
zung des FAG 2013 aus Sicht der Ausschussmitglieder beraten werden. Dabei sollen vor al-
lem die Wirkungen der Neuregelungen Beachtung finden. Dies sind:  
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 das geänderte Schlüsselzuweisungsverfahren (§ 12), 
 die Einführung der Umlage zur Milderung der Unterschiede in der Finanzkraft (§ 12 

Abs. 3), 
 die Einführung des U 6-Ansatzes gemäß § 13 Abs. 2,  
 die geänderte Steuerkraftzahl bei der Gewerbesteuer (§ 14 Abs. 3 Ziff. 2) sowie  
 die Einführung des Demografiefaktor bei den kreisangehörigen Städten und Gemein-

den (§ 25 Abs. 1 S. 3).  
 
Mittlerweile sind die Festsetzungsbescheide für das FAG 2013 an die Kommunen ergangen. 
Insbesondere bei den Nettozahlern der Umlage nach § 12 Abs. 3 FAG zeichnet sich derzeit 
eine große Bereitschaft ab, gegen die Festsetzungsbescheide in Widerspruch zu gehen bzw. 
sogar eine erneute Verfassungsbeschwerde gegen das FAG 2013/2014 zu initiieren. Über die 
Erfolgseinschätzung und den aktuellen Stand einer eventuellen Verfassungsbeschwerde in-
formieren wir in der Sitzung mündlich. 
 
Revisionsklausel FAG 2014  
 
Die FAG-Masse für das Jahr 2014 beträgt laut § 2 Abs. 1 rund 1,571 Mrd. Euro. § 2 Abs. 2 
FAG enthält zudem eine Revisionsklausel, wonach der Betrag für das Jahr 2014 nach Abs. 1 
für das Haushaltsjahr 2014 unter Berücksichtigung: 
 

 der Frühjahrssteuerschätzung 2013 und der darauf basierenden Regionalisierung, 
 des örtlichen Steueraufkommens des Haushaltsjahres 2012,  
 der Prognose für die Entwicklung des harmonisierten Verbraucherpreisindex für das 

Haushaltsjahr 2014 in der Frühjahrsprojektion 2013 der Bundesregierung sowie  
 einer noch zu ermittelnden Kostenentwicklung durch den Einwohnerrückgang 

 
angepasst werden soll.  
 
Die Ergebnisse der regionalisierten Steuerschätzung sind am 16.05.2013 vom MF LSA 
zugesandt worden. Als Anlagen 1 und 2 haben wir Ihnen die Ergebnisse der Mai-
Steuerschätzung 2012 und der Mai-Steuerschätzung 2013 beigefügt. Wie der ebenfalls als 
Anlage 3 beigefügten Übersicht zur Bedarfsermittlung FAG 2013/2014 (Stand: 27.11.2012) 
zu entnehmen ist, wurden als Ansatz für die Bedarfsermittlung 2014 die laut Mai-
Steuerschätzung 2012 für 2014 prognostizierten 1,455 Mrd. Euro an Nettosteuereinnahmen 
herangezogen. Laut Mai-Steuerschätzung 2013 werden nun für 2014 1,448 Mrd. Euro ange-
setzt. Demnach müsste sich die FAG-Masse im kommenden Jahr allein aus dem Aspekt der 
Steuerschätzung um 7 Mio. Euro erhöhen.  
 
Hinsichtlich der Berücksichtigung des Verbraucherpreisindex (Inflationsrate) wurde nach 
damaliger Anhörung der Kommunalen Spitzenverbände bei dem in den Landtag eingebrach-
ten Entwurf für das FAG 2013/2014 auf die Frühjahrsprojektion 2012 der Bundesregierung 
abgestellt. Dies hatte gegenüber dem Referentenentwurf zu einer Erhöhung des preisbereinig-
ten Zuschussbedarfs IV aber auch des bedarfsmindernd zu berücksichtigenden preisbereinig-
ten Nettotransfers geführt (Anlage - beigefügte Übersicht zur Bedarfsermittlung FAG 
2013/2014 mit Stand vom 27.11.2012). 
 
Nachfolgende Übersicht zeigt die Unterschiede hinsichtlich der Annahmen der Entwicklung 
des Verbraucherpreisindex bei den Frühjahrsprojektionen der Bundesregierung 2012 und 
2013: 
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 2011 2012 2013 2014 
Frühjahrsprojektion 
2012 

2,3 2,3 1,9  

Frühjahrsprojektion 
2013 

2,1 2,0 1,7 1,9 

 
Nach der Revisionsklausel gemäß § 2 Abs. 2 erfolgt lediglich eine Anpassung hinsichtlich der 
Projektion für das Jahr 2014. Die Landesregierung hatte mit Blick auf die Frühjahrsprojektion 
2012 den für 2013 erwarteten Verbraucherpreisindex i. H. v. 1,9 auch für das Jahr 2014 fort-
geschrieben. Die jetzige Frühjahrsprojektion 2013 bestätigt diesen Wert für 2014, so dass wir 
hier bisher keinen Anpassungsbedarf sehen.  
 
Forderung nach einer Spitzabrechnung  
 
Hinsichtlich der vom SGSA im Gesetzgebungsverfahren zum FAG 2013/2014 geforderten 
Spitzabrechnung bei der Berücksichtigung der Steuerschätzung ergibt die Mai-
Steuerschätzung 2013 für das FAG-Jahr 2013 und den bisher angesetzten 1,399 Mrd. Euro 
bereits eine Schätzabweichung von 13 Mio. Euro. 
 
Das Land hatte zudem festgehalten, dass, wenn es zu einer Spitzabrechnung kommen würde, 
diese auch für die anderen Prognoseelemente wie z. B. den Verbraucherpreisindex gelten 
müsste. Die Gegenüberstellung der Erwartungen über den Verbraucherpreisindex in den Jah-
ren 2011, 2012 und 2013 macht deutlich, dass die für die Bedarfsermittlung 2013/2014 ange-
setzten Werte zu hoch waren. Mit Blick auf die geforderte Spitzabrechnung dürfte eine 
Spitzabrechnung des Verbraucherpreisindex tendenziell zu einer verringerten FAG-Masse 
führen. 
 
Remanenzkosten  
 
Gemäß § 2 Abs. 2 ist für 2014 bedingt durch das Urteil des Landesverfassungsgerichts vom 
09.10.2012 auch die zu ermittelnde Kostenentwicklung durch den Einwohnerrückgang zu 
berücksichtigen. Am 15.01.2013 hat im Rahmen des Stabilitätsrates ein Workshop zum The-
ma „Remanenzkosten im FAG“ stattgefunden, bei dem Experten verschiedener Forschungsin-
stitute erste Ansätze zur quantitativen Berechnung bzw. Berücksichtigung der Remanenzkos-
ten aufgezeigt haben. Zwischenzeitlich wurde der Gutachtenauftrag an das Finanzwissen-
schaftliche Forschungsinstitut an der Universität Köln (FiFo Köln)vergeben. Das Gutachten 
soll am 21.05.2013 dem Ministerium der Finanzen vorliegen. Wir gehen davon aus, dass uns 
das Gutachten nicht zeitgleich zur Verfügung gestellt wird. Nach derzeitigem Kenntnisstand 
erhoffen wir uns Informationen zu dem Gutachten in der am 10.06.2013 geplanten Stabilitäts-
ratssitzung.  
 
Das Gutachten wird neben der empirischen Auswertung der Jahresrechnungsstatistiken und 
Einwohnerstatistiken der kommunalen Gebietskörperschaften in Sachsen-Anhalt in einem 
zweiten Betrachtungspfad der Frage nachgehen, aufgrund welcher Zusammenhänge Kosten-
remanenzen bei welchen Kommunalen auftreten. Hier wurde von den Gutachtern eine Liste 
mit 24 kommunalen Aufgabenfeldern, in der das Spektrum der pflichtigen und freiwilligen 
Aufgaben zusammengefasst wurde, erstellt. Jedem Aufgabenfeld wurde auf Basis bisheriger 
Erfahrungen eine Liste mit Gründen angefügt, aufgrund derer sich laut Gutachter der Zu-
schussbedarf pro Einwohner der jeweils relevanten Altersgruppe erhöhen könnte, wenn die 
Einwohnerzahl in dieser Altersgruppe zurückgeht. Die Kommunalen Spitzenverbände haben 
Ergänzungen bzw. Änderungsvorschläge unterbreitet. 
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Auf Kritik ist die Nichtberücksichtigung von Wasserversorgung, Abwasserentsorgung und 
Müllabfuhr gestoßen. Dies wurde vom SGSA sowohl in einer Telefonkonferenz mit dem Mi-
nisterium der Finanzen, den Gutachtern und den kommunalen Spitzenverbänden sowie in der 
Arbeitsgruppensitzung des Stabilitätsrates am 11.04.2013 deutlich gemacht. Mit Schreiben 
vom 15.04.2013 haben wir gegenüber dem Ministerium der Finanzen noch einmal dargelegt, 
warum die kostenrechnenden Einrichtungen sehr wohl bei einem Gutachten zu den 
Remanenzkosten zu berücksichtigen sind (s. Anlage 4). Die Antwort des Ministeriums für 
Finanzen spricht für sich (s. Anlage 5). Das Land zieht sich auf das Urteil des Landesverfas-
sungsgerichts vom 09.10.2012 zurück, das nach unserer Auffassung aber nach wie vor die 
Möglichkeit der Berücksichtigung der kostenrechnenden Einrichtungen mit Anschluss- und 
Benutzungszwang zulässt. Erst recht, wenn man – wie vom Gericht nicht erfolgt – die von uns 
aufgeworfenen gesetzlichen Regelungen endlich ernst nehmen würde.  
 
Auswirkungen Zensus 2011 
 
Mit KNSA-Beitrag 150/2013 vom 22.04.2013 haben wir über die Ergebnisse des Zensus 2011 
und deren Auswirkungen auf den kommunalen Finanzausgleich berichtet. Die mit dem Zen-
sus 2011 verbundene neue Datenbasis u. a. hinsichtlich der Einwohnerzahlen stellt einen 
wichtigen Verteilungsmaßstab im horizontalen kommunalen Finanzausgleich dar.  
 
§ 25 Abs. 1 FAG regelt, dass als Einwohnerzahl die vom Statistischen Landesamt Sachsen-
Anhalt aufgrund einer allgemeinen Zählung der Einwohner und deren Fortschreibung ermit-
telte Zahl gilt, wobei der Stichtag für die Feststellung jeweils der 31.12. des vorvergangenen 
Jahres ist. Für das aktuelle FAG-Jahr 2013 werden die Einwohnerzahlen zum 31.12.2011 zu-
grunde gelegt. 
 
§ 25 Abs. 1 S. 5 FAG bestimmt, dass Änderungen der Einwohnerzahlen außer Betracht blei-
ben, wenn die Bescheide über Leistungen nach dem Gesetz ergangen sind. Dies soll laut Ori-
entierungsdatenerlass des Ministeriums der Finanzen vom 18.10.2012 zur Haushaltsplanung 
2013 und Mittelfristigen Finanzplanung bis 2016 der Schaffung verlässlicher Grundlagen 
dienen. Der Orientierungsdatenerlass weist zudem darauf hin, dass § 25 Abs. 1 S. 6 u. 7 FAG 
sicherstellen sollen, dass auf die sich aufgrund des Zensus möglicherweise neu ergebenden 
Einwohnerzahlen angemessen reagiert werden kann.  
 
Die neuen Einwohnerzahlen nach dem Zensus 2011 (Stichtag 09.05.2011) werden voraus-
sichtlich noch im Mai 2013 veröffentlicht. Ende April 2013 sind die Festsetzungsbescheide 
für das FAG 2013 ergangen. Deshalb werden die Ergebnisse des Zensus 2011 auf das laufen-
de FAG-Jahr 2013 keinen Einfluss haben.  
 
Für die gemäß § 2 Abs. 2 FAG bevorstehende Revision für das Haushaltsjahr 2014 dürften 
neben der Berücksichtigung der Ergebnisse der Mai-Steuerschätzung 2013 und der derzeit 
gutachtlich aufzuarbeitenden Kostenentwicklung beim Einwohnerrückgang (Remanenzkos-
tenansatz) auch die Ergebnisse des Zensus 2011 Berücksichtigung finden. Inwieweit dann 
eventuell eine Stufenlösung zur zeitlich verzögerten Berücksichtigung der neuen Einwohner-
zahlen herangezogen wird, muss nach Ermittlung der ggf. eintretenden Verwerfungen noch 
mit dem Land diskutiert werden. 
 
Das Gleiche gilt für die Frage, inwieweit die Ergebnisse des Zensus 2011 zu einer Anpassung 
der Bedarfsermittlung (vertikaler Finanzausgleich) im hiesigen FAG führen. Derzeit basie-
ren die Bedarfsermittlung und die hier zu Fortschreibungs- bzw. Prognosezwecken zur An-
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wendungen kommende Bevölkerungsentwicklung auf der 5. Regionalisierten Bevölkerungs-
prognose für Sachsen-Anhalt. 
 
Wir gehen davon aus, dass nach Vorliegen und Auswertung des Gutachtens zu den 
Remanenzkosten möglichst zeitnah ein Gesetzentwurf zur Fortschreibung des FAG 2014 ini-
tiiert wird.  
 
Der Ausschuss wird um Aussprache gebeten. 
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